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Beschlussvorschlag zur Stellungnahme  
Einwender vom 21.10.2020 bezüglich der 3. Erweiterung des Bebauungsplanes 
„Osterwick Nord“ im Ortsteil Osterwick 
  
Anlage I zur SV X/088 
 
Zu 1.  
Die Hinweise, dass die Erweiterungsfläche am Friedhof eine für die Bewohner der 
angrenzenden Wohngebiete derzeit zentral gelegene und frei begehbare Fläche für Spiel und 
Sport darstellt, werden zur Kenntnis genommen. 
Gleichwohl ist darauf hinzuweisen, dass sich die Fläche weder im Eigentum der Gemeinde 
Rosendahl befindet, noch planungsrechtlich als öffentliche Grünfläche mit einer 
Zweckbestimmung als „Parkanlage” oder ähnliches gesichert ist. 
Vielmehr befindet sich die Fläche im Eigentum der Kirche und war planungsrechtlich als 
Erweiterungsfläche für den Friedhof vorgesehen. 
Die Nutzung als Fläche für Spiel und Sport war bisher lediglich aufgrund der freiwilligen 
Bereitschaft des Eigentümers für eine Übergangsphase möglich. Ein Anspruch auf eine 
dauerhafte Fortsetzung der Nutzung als Bolzplatz besteht daher weder für die Gemeinde 
Rosendahl, noch für die Anwohner.  
Der Hinweis, dass eine Verlagerung des „Bolzplatzes“ in den Außenbereich keine Alternative 
für die Einwender darstellt, wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Rosendahl bemüht 
sich unabhängig von dem vorliegenden Planverfahren derzeit um die Schaffung von 
Ersatzflächen für die Nutzung als Bolzplatz. 
 
Zu 2.  
Die Anregung, dass Bauland auf östlicher Seite von Osterwick geschaffen werden sollte, um 
dem Bedarf an Baugrundstücken gerecht zu werden, weil eine Nachverdichtung durch die 
Schaffung von 6-8 Baugrundstücken auf der Fläche des „Bolzplatzes“ nicht ausreichend ist, 
wird nicht berücksichtigt. Mit der vorliegenden Planung besteht die Möglichkeit, zur Deckung 
des bestehenden Bedarfs an Wohnbauflächen in Osterwick im Sinne der Innenentwicklung 
innerhalb des Siedlungsbereichs ergänzende Bauflächen zu schaffen, die die 
Inanspruchnahme von Außenbereichsflächen vermindert.  
Maßnahmen der Innenentwicklung sind häufig von geringerem Umfang, da sie flächenmäßig 
eng begrenzt sind. Dies ändert jedoch nichts an der Tatsache, dass gerade die Maßnahmen 
der Nachverdichtung einen wichtigen Beitrag im Rahmen des sparsamen Umgangs mit Grund 
und Boden im Sinne des § 1a Baugesetzbuch leisten. 
 
Zu 3.:  
Die Bedenken, dass eine an den Friedhof angrenzende Bebauung die Ruhe für Trauergäste 
und Friedhofsbesucher beeinträchtigen kann, werden zurückgewiesen. Das Ruhebedürfnis 
einer Friedhofsnutzung wird durch Wohnbebauung im Allgemeinen nicht beeinträchtigt. Dies 
ist im Süden und Osten des Friedhofs bereits geübte Praxis. Insbesondere im Vergleich zu 
der bisherigen Nutzung der Fläche als „Bolzplatz” kann dieser Hinweis nicht nachvollzogen 
werden.  
 
Zu 4.:  
Die Überlegung, dass die vorliegenden Flächen nicht mehr für eine Friedhofsnutzung benötigt 
werden, wurde nach intensiver Prüfung der künftigen Bedarfe der Friedhofsfläche getroffen. 
Ein Bedarf für eine Gemeinschaftsgrabanlage auf den Flächen des Änderungsbereichs wird 
jedenfalls nicht gesehen.   
 
Zu 5/6.: 
Die Bedenken hinsichtlich der verkehrlichen Auswirkungen der Planung werden 
zurückgewiesen. Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass durch die zusätzliche 
Erschließung von ca. 8 Bauplätzen und das damit verbundene geringe Verkehrsaufkommen, 
keine erhebliche Beeinträchtigung der umgebenden Grundstücke durch zusätzliche 
Fahrzeugbewegungen erzeugt wird.  Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass die 
umgebenden Erschließungsflächen nicht geeignet wären, die zusätzlichen Verkehre 



abzuwickeln. Der Hinweis hinsichtlich eines erhöhten Gefahrenpotentials für Kinder, 
Fußgänger und Radfahrer wird daher zurückgewiesen. In diesem Zusammenhang ist darauf 
hinzuweisen, dass gem. § 3 StVO bei der Nutzung öffentlicher Verkehrsflächen durch den 
motorisierten Verkehr die Geschwindigkeit den Straßen- und Verkehrsverhältnissen 
anzupassen ist und sich Fahrzeugführer gegenüber Kindern, hilfsbedürftigen und älteren 
Menschen, insbesondere durch Verminderung der Fahrgeschwindigkeit und durch 
Bremsbereitschaft, so zu verhalten haben, dass eine Gefährdung dieser Verkehrsteilnehmer 
ausgeschlossen ist. 
 
Die Bedenken werden zurückgewiesen.  
Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
 
 




